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zeitungsliſte unter Nr. 7501.

für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg-Querfurt, DelitzſchBitterfeld, NaumburgWeißenfelsZeitz,
WittenbergSchweinitz, Torgau-Liebenwerda und die Mansfelder Kreiſe.

Telephon Nr. 1047, Redaktion und Expedition: Geiſtſtraße 21, erſter Hof parterre rechts.
TelegrammAdreſſe: Volksblutt Halleſaale.

Telephon Nr. 1047.

n

Nr. 144 Halle a. 9., Freitag den 23 Juni 1893. 10. Jahrg.

Der dritte Tag.
Das Schickſal der Zuchthausvorlage wird heute ent-

ſchieden. Das Zentrum wird wahrſcheinlich mit den Konſer-
dativen für Kommiſſionsberatung ſtimmen. Alle anderen Par-
teien ſind dagegen für ſofortige Verwerfung der ganzen Vor-
lage. Die Haltung des Zentrums iſt offenbar von dem Wunſche
geleitet, uns während der Sommermonate die Möglichkeit zu
nehmen, ſeinen etwa geplanten Verrat denn auch diesmal
iſt der Umfall des Zentrums durchaus nicht ausgeſchloſſen
auszunützen. Auf welche Seite ſich heute bei der Abſtimmung
das Zünglein neigen wird, iſt bei der Unſicherheit der Be
ſetzung des Hauſes nicht voraus zu ſagen.
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Der Reichstag hatte am Mittwoch zwiſchen die Beratung
der Zuchthausvorlage die Beratung des Nachtragsetats über
die Karolinenabtretung eingeſchoben. Die Vorlage, oder viel-
mehr die vier Vorlagen entfeſſelten eine längere Beratung, von
der man indeſſen nicht behaupten kann, daß ſie auf der „Höhe
der Zeit“ ſtand. Herr von Bülow iſt ein flotter Redner, der
r Feſtredner, wie man im Hauſe wohl nicht mit Unrecht

ehauptet. Die Zuſtimmung, welche die Redner der meiſten
Parteien dem Zuwachs des Reiches an Land und Leuten zu
teil werden ließen, wies die verſchiedenſten Nuancen auf von
dem einem heiteren, einem naſſen Auge, mit dem Herr Schrader
von der Freiſinnigen Vereinigung die Erwerbung der inter-
eſſanten Jnſeln begrüßte, bis zur bekannten Hurraſtimmung
der Kolonialſchwärmer Haſſe und Graf Arnim. Wir wollen
nicht verfehlen, zu bemerken, daß auf dieſer Stufenleiter der
Empfindungen die Vollblutagrarier Dr. Röſicke-Kaiſerslautern
und Graf Kanitz dem Abg. Schrader näher als dem Grafen
Arnim ſtanden. Die bürgerliche Oppoſition kam in dem Abg.
Wiemer zum Worte, den prinzipiell ablehnenden Standpunkt
unſerer Fraktion brachte in trefflicher Weiſe Abg. Liebknecht
zum Ausdruck.

Als die Karolinenaffaire in erſter und zweiter Leſung ab
gethan war, kam aufs neue die Zuchthausvorlage an die Reihe.

Den Reigen der Diskuſſtonsredner eröffnete Graf Poſa-
dowsky. Seine Verteidigung der Vorlage war heute wenn
möglich noch ſchwächer, als geſtern: mit dem hübſchen Geſchicht-
chen von den Kindern der Arbeitswilligen, die für die Sünden
ihrer Väter büßen müſſen, hat er ſeine hervorragende Be
abung für die Mitarbeiterſchaft am Kladderadatſch und
impliciſſimus bewieſen. Herr Handelsminiſter Brefeld

plauderte in der treuherzigſten Weiſe aus, daß es ſich beim
S 8 des Geſetzes um ein kleines Ausnahmegeſetz gegen die
Bergarbeiter handle. Während Poſadowstky noch blutend von
den Wunden, die er ſich geſtern geholt, ſich weſentlich auf die
Defenſive beſchrärkte, glaubte Herr Brefeld offenſiv vorgehen
zu dürfen er geriet bei dieſer Gelegenheit mit dem Präſidenten
zuſammen, der ihm unter lauten Beifall der Linken eine recht
derbe Rüge zu teil werden ließ. Der ſächſiſche Geheimrat

iſcher ſuchte einmal wieder Mohrenwäſche an der ſächſiſchenJhns vorzunehmen; Gegenliebe fand er damit nicht große

Heiterkeit erregte es, als er ſich als eifrigſter Leſer des Vor-
wärts vorſtellke. Aus dem Hauſe kamen nur Gegner der
Vorlage zum Worte. Abg. Röſicke Deſſau brachte die Oeyn-
hauſener Rede zur Sprache; gegen ihn richtete ſich Herrn Bre-
felds ſchärfſter Angriff. Scharf und ſchneidig ſprach der ſiüd
deutſche Demokrat Haußmann, der gleich hinter Brefeld zum
Worte kam; auch er hatte ein kleines Renkontre mit dem Grafen
Balleſtrem letzterer erklärte unter ſtürmiſcher Heiterkeit des
Hauſes, daß er weder eine bei noch eine abfällige Kritik ſeiner
Geſchäftsführung wünſche. Der Pole Czarlinsky und derEhe Winterer ſprachen kurz gegen die Vorlage. Um
51 Uhr ward die Weiterberatung auf Donnerstag 12 Uhr
pertagt.

Deutſcher Reichstag.

98. Sitzuwg vom Mittwoch, den 21. Juni 1899,
vormittags 11 Uhr.

Am Tiſche des Bundesrats: Graf Poſadowsky, von Bülow,
Freiherr von Thielmann.

Eingegangen iſt die Vertagungsvorlage, durch die der Reichs
tag bis zum 14. November vertagt wird.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächt die Fortſetzung der dritten
Beratung des Ha ndelsproviſoriums mit England. Die
Kommiſſion an die es am Montag verwieſen worden war,
empfiehlt unveränderte Annahme nach den Beſchlüſſen der zweiten
Leſung. Das Haus beſchließt demgemäßz.

Es folgt die erſte Beratung des zweiten Nachtragsetats be
treffend Abtretung der Karolinen, Palau und MarianenJnſeln
an Deutſchland in Verbindung mit dem Nachtrag zu dem
Kolonialetat, dem Anleihegeſetz aus dem Handelsabkommen mit
Spanien. Als Entſchädigung an Spanien für die Abtretung
der Jnſeln werden 16750000 Mark gefordert und als Zuſchußzur ins der Ausgaben für die Verwaltung der Jnſeln

465 000 Mark. rStaatsſekretär von Bülow: Durch die Erwerbung der
Karolinen, Marianen- und Palauinſeln wird unſer Beſitz in
der Südſee zu einem zuſammenhängenden Ganzen gemacht.
Dazu kommt, daß Handel und Verkehr auf jenen Inſeln faſt
ausſchließlich in den Händen der deutſchen Jaliut Geſellſchaft
liegen. Jch will hier nicht an die kühne Seglerin Phantaſie
appellieren, aber es muß geſagt werden, daß in unſerem Beſitz
tum dort Keime vorhanden ſind, die weiterer Entwickelung fähig
ſind. Von beſonderer Wichtigkeit ſind die dort vorhandenen
vorzüglichen Häfen und Ankerplätze. Die Bevölkerung ſoll dort
ſehr gutartig ſein wir werden mit ihr ſehr human vorgehen
eingedenk unſerer höheren Kultur und chriſtlichen Geſittung.
Ich komme jetzt zu dem Punkt, wo die Gemütlichkeit aufzuhören
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pflegt, zu dem Koſtenpunkt. Umſonſt waren die Jnſeln wirklich
nicht zu haben (Heiterkeit), doch glaube ich verſichern zu können,daß wir ſie preisweit erhalten haben. Amerika hat 10 Millionen

Dollars für die Karolinen geboten. Für Spanien waren die
Jnſeln Bruchſtücke eines eingeſtürzten Baues, bei uns ſind ſie
Grundſtücke eines neuen und ſo Gott will, hoffnungsvollen
Gebäudes. (Beifall.)

Abg. Lieber (Ztr.): Meine politiſchen Freunde ſind bereit,
die zur Erwerbung der Karolinen notwendigen Mittel zu be
willigen. Allerdings wird eine ſchwere, hingebende Arbeit der
Deutſchen notwendig ſein, damit die Hoffnungen, die der Herr
Staatsſekretär hier ausgeſprochen hat, ſich erfüllen. Den Preis
halten wir für angemeſſen. Der Thätigkeit der deutſchen
Miſſionsgeſellſchaften in dem neu erworbenen Gebiete werden
hoffentlich keine Hinderniſſe in den Weg gelegt werden. Wir
halten eine Kommiſſionsberatung in dieſem Falle nicht für ge
boten und haben nichts dagegen, wenn diesmal ausnahmsweiſe
die zweite und dritte Beratung gleich im Plenum vorgenommen
werden. Uebrigens ſind wir für die vorläufige Aufrechterhaltung
des Meiſtbegünſtigungsverhältniſſes mit Spanien, doch ſo, daß
uns nach Ablauf des Handelsvertrags volle Freiheit bleibt.

Staatsſekretär Freiherr von Richthofen erwidert, die Mei
begünſtigung ſolle Spanien ein halbes Jahr über die Dauer
der Handelsverträge behalten, dann werde es nach den Sätzen
des neuen Zolltarifs behandelt werden.

Abg. Haſſe (nat.-lib.) erklärt ſich mit den Ausführungen des
Abg. Lieber einverſtanden.

Abg. Graf Kanitz (konſ.) ſchließt ſich der Anſicht des Abg.
Lieber bezüglich des Meiſtbegünſtigungsverhältniſſes an.

Abg. Dr. Wiemer (Frſ. Vp.): Die Erwerbung der Südſee-
inſeln ſcheint uns das Muſter für die Kolonialpolitik zu ſein,
wie ſie nicht ſein ſoll. Die Bevölkerung der Jnſeln beſteht aus
Spitzbuben, Räubern und anderen Perſonen, und dieſe ſind mit
17 Millionen Mark wirklich zu teuer bezahlt. Fürſt Bismarck
hat ſchon die Karolinen eine Lumperei genannt, wegen deren
ein Krieg mit Spanien nicht lohne. Wir halten alſo dieſe
neue Erwerbung für überflüſſig und unnötig. (Beifall links.)

Staatsſekretär v. Bülow Der Herr Vorredner kennt die
Jnſeln ebenſo wenig wie ich. Die Schilderungen der Augen-
zeugen karten ganz anders wie die ſeinige Die auswärtige
Politik kann nicht lediglich nach Grundſätzen von Adam Rieſe
geleitet werden. Die jetzt ſo blühenden auſtraliſchen Kolonien
ſind aus der Anſiedlung von Deputierten (Große Heiterkeit),
verzeihen Sie, von Deportierten entſtanden. Noch unſere
Enkelkinder werden ſich unſeres ſchönen Südfee-Beſitzes freuen.
(Großer Beifall rechts, im Zentrum und bei den National
liberalen.)

Abg. Graf Arnim (Rp.) ſpricht ſeine Freude über den Er
werb der Karolinen aus.

Abg. Liebknecht (Soz.): Es iſt heute nicht der Tag, ausführ
lich auf die Kolonialpolitik einzugehen. So wie ſie hier in
Deutſchland betrieben wird, müſſen wir ſie prinzipiell verwerfen
und bekämpfen. Was iſt denn unſere ganze Kolonialpolitik,
was iſt unſer ganzer Kolonialbeſitz? Splitter, nichts als
Splitter, wie ich ſchon dem Fürſten Bismarck gegenüber aus
geführt habe. Wie ſteht es denn mit Samoag, wie ſteht's mit
unſerem Stückchen China Haben wir denn aus unſeren
afrikaniſchen Kolonien etwas anderes heimgetragen, als Schmach
und Schande (Widerſpruch rechts.

Nun zu den Karolinen. Nach der Denftſchrift über dieſelben
die allerdings immerhin beſſer iſt als die Denkſchrift, die

uns geſtern beſchäftigte iſt ihr Wert gleich Null. Die
Spanier ſind ſicher nicht die Betrogenen bei dem Kaufe.
Das Klima auf den Jnſeln ſoll gut ſein; es würde ſich viel
leicht empfehlen, dort ein Sangatorium einzurichten. Allein ſo
etwas erſtrebt unſere Kolonialpolitik nicht; bei der handelt ſich's
nur um Flottenſtationen. Man will uns dem Chauvinismus
zu Waſſer in die Arme treiben (Sehr richtig! links) eine um
ſo verhängnisvollere Politik, als kein Staat der Welt, weder
England noch Deutſchland, zugleich Land und Seemacht ſein
kann. Das Wort: Deutſchlands Zukunft liegt auf dem Waſſer,
iſt thöricht: Deutſchlands Zukunft liegt im eigenen Lande,
würde es richtig heißen. (Sehr wahr! links.) Aber wie ſteht

die wir zu Hauſe von dem erſten beſten Poliziſten arretiert
werden können, draußen auf Eroberungen ausziehen, das iſt,
was unſere Kolonialpolitik lächerlich und verächt
lich macht. (Zuſtimmung links. Unruhe rechts. Glocke des
Präſidenten.)

Präſident Graf Balleſtrem Herr Abgeordneter, Sie dürfen
nicht ſagen, daß die Kolonialpolitik der deutſchen Regierungen
lächerlich und verächtlich iſt. Jch rufe Sie deshalb zur Ord
nung. (Bravo! rechts.)

Abg. Liebknecht (Soz.): Jch habe nicht geſagt, die deutſche
Kolonialpolitik iſt lächerlich und verächtlich, ſondern macht
uns lächerlich und verächtlich. (Heiterkeit.)

Präſident Graf Balleſtrem Jch bleibe bei dem, was ich
geſagt habe.

Abg. Liebknecht (Sozd., fortfahrend): Was hat bisher das
Deutſche Reich in ſeinen Kolonien für die Kultur gethan. Da
ſind die Wehlan und die Leiſt, die ihren Namen an den Schand
pfahl der Geſchichte geheftet haben. Der Engländer darf ſich
überall als Civis Romanus fühlen, er darf ſtolz ſein Haus als
ſeine Burg bezeichnen der Deutſche aber muß demütig ſagen
mein Haus, das iſt das Zuchthau (Zuſtimmung links, Lachen
rechts.) Man vergleicht häufig unſere Zeiten mit der römiſchen
Kaiſerzeit: Der Vergleich fällt eher zum Nach-, als zum Vor
teil unſerer Zeit aus. Die Majeſtätsbeleidigungsprozeſſe ſind
die gleichen geblieben aber während die römiſchen Cäſaren für
Brot und Spiele ſorgten, verteuert das Deutſche Reich dem
Armen das Brot. Auch dieſe Vorlage gehört zur Signatur
des heutigen Deutſchlands, des Deutſchlands des Zucht
hauskurſes, (achen rechts. Lebh. Beif. b. d. Sozd.)

Abg. Paaſche (natl.) ſpricht ſeine Befriedigung über die Vor
lage aus und hofft, daß die Jntereſſenten der deutſchen Jn
duſtrie bei dem nächſten Handelsvertrage mit Spanien beſſer
gewahrt werden als bei dem vorigen.
Abg. Schrader (Freiſ. Verg.) iſt trotz einiger Bedenken für

die Vorlage.

Weinbaues durch die Konkurrenz der ſpaniſchen Weine
Abg. Dr. Röſicke-Kaiſerslautern (B. d. L teilt die Befürchtung des Abg. Deinhardt.

Unterſtaatsſekretär v. Richthofen tritt den Ausführungen
der Vorredner entgegen. h gen

Abg. Dr. Lieber (3.) fragt, ob den Jeſuiten die Miſſions
thätigkeit auf den neuerworbenen Jnſeln geſtattet ſei

Staatsſekretär v. Vülow bejaht die Frage.
Hiermit e die erſte Leſung. Jn der ſich unmittelbar

Daran anſchließenden zweiten Leſung erde je 4 Vorund der Nachtragsetat genehmigt. a werden die s Vorlagen
r i
i Vie

Abg. Deinhardt (natl.) befürchtet Schädigung des deutſchen

Birevraitr ter 98413 J C te Beratung der 3 hausſoreſeet g der Zuchthausvorlage
Stagtsſekretär Graf Poſadowsky: Meine Herren, einigen

der geſtern gefallenen Aeußerungen ſehe ich mich veranlaßt ent
gegenzutreten. Als zuerſt bekannt wurde, daß ein Geſetz wie
das vorliegende eingebracht werden würde, wurde bis tief in
die demokratiſche Preſſe hinein die Notwendigkeit anerkannt
Jewiſſen Ar Siſchreitungen der Koalitionsfreiheit entgegenzutreten
Widerſpruch links Seidem iſt. der Barometerſtand dieſem
Geſetze gegenüber bedeutend geſunken. (Zuruf: Allerdings
Gegenüber manchen geſtrigen Ausführungen will ich feſtſtellen
wie das Geſetz zu ſtande gekommen iſt. (Zuruf: Oeynhauſen.
Gegenüber dem Herrn Lenzmann, ſowie, um jeder Legenden
haldung entgegenzutreten, will ich konſtatieren, daß das Reichs
Juſtizamt mit voller Gleichberechtigung an der Vorlage mit
gearbeitet hat, und das Geſetz in dieſer Faſſung von allen
Regierungen beſchloſſen worden iſt. (Hört, hört!)
„„Von der Denkſchrift hat ſchon Herr Nieberding geſagt daß
ſie nicht ſowohl die einzelnen Paragraphen beweiſen, als viel
mehr ein anſchauliches Bild von den Arbeiterkämpfen geben
ſoll. (Zuruf links: Und was für eins!) Daß wir uns, was
man uns zum Vorwurf gemacht hat, vorwiegend bei Staats-
anwälten, Polizeibehörden und ſo weiter informiert haben hat
ſeinen guten Grund: wir fragten die unparteiiſchen Organe
des Staates. (Stürmiſche Heiterkeit. Es wird den deutſchen
Abgeordneten. im Auslande nicht ſchmeichelhaft ausgelegt
werden, daß ſie die Unparteilichkeit der heimiſchen Behörden in
gehäſſiger Weiſe in Zweifel ziehen. Jch ſelbſt wünſche, daß die
Geſetze auf die Unternehmer in der gleichen Weiſe angewandt
werden, wie auf die Arbeiter. (Zuruf: Geſchieht aber nicht

Man hat die Richtigkeit der Statiſtik in Frage gezogen die
wir in Bezug auf die Streikvergehen aufgeſtellt haben. Jch
möchte Jhnen ein neues Beiſpiel von dem Terrorismus der
Arbeiter geben. Ein ſehr angeſehener Mann ſchreibt mir, daß
in einer Stadt die Kinder der Arbeitswilligen von den Kindern
der Streitenden mißhandelt werden, ſo daß die Eltern der
erſteren gezwungen ſind, auch die Arbeit niederzulegen bloß
um ihre Kinder zu ſchützen. (Schallende, langanhaltende Heiter-
keit. Zuruf: Wo iſt war 2) Ja, das kann ich Jhnen erſt
agen, wem reine Recherche eſ rurter ich meine Recherchen angeſtellt habe. (Erneute
Unberechtigt war der Angriff des Herrn Bebel auf die Re

gierung wegen der Anwendbarkeit des S 153 auf die Unter-
nehmer. Die Regierung war ſtets der Meinung, daß der s
auf die Unternehmer anwendbar ſei. Auch die Behauptung
daßz im Jahre 1891 die Sozialdemokraten eben die Mittel, die
das Geſetz unter Strafe ſtellen will, für verwerflich hielten
mutz ich aufrecht erhalten.

Die ſchwarzen Liſten, ſind völlig identiſch mit dem Boykott
Auch ich halte ſie für bedauerlich, weil ſie häufig den

mit dem en treffen. Aber wir können
die ſchwarzen Liſten nur verbie ir ichzeitiBarlete verhieeett ten wenn wir gleichzeitig den

Uebrigens waren die Ausführungen von einem Teil der
Redner eigentlich für die Vorlage. (Zuruf: Jawohl, von
Arendt.) Die Herren ſprachen von dem Unternehmer Terro-
rismus wie er durch Syndikate u. ſ. w. ausgeübt wird. Ja
43 Terrorismus wollen wir ja gerade treffen. (Lachen
inks.)

Schutz der perſönlichen Freiheit. Sie dürfen nicht vergeſſen
daß ein Streik immer nür von wenigen Perſonen proklaämiert
wird. ihrem Willen ſollen ſich dann die andern einfach fügen.
Wir wollen bloß die verſtändige Beſchränkung von Ausſchrei
tungen wie ſie bei Ausſtänden vorkommen. Lehnen Sie dieſe
Vorſichtsmaßregel ab, ſo kommen wir zu einer bedauerlichen
Zerklüftung der Geſellſchaft in zwei Heerlager. (Beifall rechts
Lachen links.)
„Abg. Röſicke (wildlib.): Jch habe von vornherein nur un-

günſtige Urteile über die Vorlage gehört. Jch habe auch ge-
glaubt, daß wenigſtens ein Teil der Verbündeten Regierungen
eine beſſere Meinung von dem deutſchen Volke gehabt hätte.
Das iſt nun leider nicht der Fall. Auch die günſtige Meinung
die der Abg. Lenzmann von dem Reichsjuſtizamt hegte, iſt leider
nicht zutreffend. Dieſe Vorlage iſt nicht nur ein Schlag
gegen das Koalitionsrecht, ſondern auch gegen den
Reichstag, der ſo oft die Ausdehnung jener Rechte gefordert
hat. Das die jetzigen Machtmittel des Staates zur Beſtrafung
jener „Mißbräuche' vollkommen ausreichen, da s beweiſen
die ungemein harten Urteile der Gerichte tamentlich
der ſächſiſchen. Wahrhaft erfreulich war da das neulſche
Urteil des Berliner Landgerichts, das feſtgeſtellt hat, daß bus
jächſiſche Oberverwaltungsgericht ſich wiederholt dahin ausge-
ſprochen hat, daß die Arbeiter mindern Rechts ſeien. Zur Be
gründung dieſer Vorlage iſt nichts beigebracht worden. Wenn
ch wirklich Schulkinder einmal geprügelt haben, ſo wird ihnen
das ebenſowenig nachteilig geweſen ſein, wie uns in unſerer
Jugend. Die Denkſchrift iſt eben aus Material zuſammenge-
ſtellt, das Polizeibeamte und Staatsanwälte ausgewählt.
Warum hat ſich der Staatsſekretär nicht an die Arbeiter und
ihre Vertreter gewandt? Den Terrorismus der Arbeit-
geber mußte man doch ebenſo hart beurteilen. Hier
in Berlin ſind jetzt eine große Zahl Maurer ausgeſperrt, die
mit dem Streik gar nichts zu thun hatten. Die Arbeiter haben
niemals Schutz gegen den Terrorismus von Arbeitern gefor-dert, die Arbeitgeber haben das Verlangen geſtellt. Der gaſſer

hat ſeine Rede gehalten auf Grund deſſen, was ihm aus den
Eingaben von Arbeitgebern berichtet war.
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Präſ. Graf Baleſtrem: Jch bitte den Redner unbeglau bigte
Aeußerungen des Monarchen nicht in den Bereich ſeiner Aus-
führungen zu ziehen.

Abg. Röſicke: Dieſe Rede hat im Staats Anzeiger ge
ſtanden.

Präſident: Dann iſt das etwas anderes. Heiterkeit.
Abg. Röſicke: Hätten die Räte des Monarchen ihre Schul

digkeit gethan, ſo hätten ſie ihm berichten müſſen, daß die Ar-
beiter ganz anderer Meinung ſind als die Unternehmer. Dann
wäre uns die zweite Rede die auch im Reichs-Anzeiger ſteht

und die Vorlage erſpart geblieben. Jch für meine Perſon
würde mich ſchämen, einem Reichstage anzugehören,
der eine ſolche Vorlage annimmt. (Bravo) Jch hoffe
aber, es geſchieht nicht: die Vorlage wird vielleicht noch be
ſeitigt, ehe noch das 19. Jahrhundert zu Grabe getragen iſt.
(Großer Beifall! links.)

Preußiſcher Handelsminiſter Brefeld: Der Vorredner hat
den deutſchen Kaiſer in die Debatte gezogen. Jch darf wohl
darauf aufmerkſam machen, daß es parlamentariſcher Gebrauch
in allen konſtitutionellen und monarchiſchen Staaten iſt, die
Perſon des Monarchen nicht in die Erörterung zu ziehen.
(Unruhe links). Für alle Regierungshandlungen des Monar-
chen ſteht der Reichskanzler ein, an ihn haben Sie ſich zu
wenden, wenn Sie etwas kritiſieren wollen. (Oho! links und
große Unruhe). Was die Vorlage angeht, ſo hat ſchon 1891
Herr v. Berlepſch ausdrücklich hervorgehoben, als der Reichstag
bei der Novelle zur Gewerbeordnung eine Verſchärfung des
S 153 ablehnte, daß weitere Erfahrungen auf dem Gebiete der
Arbeiterbewegung ſchon dazu führen würden, den damals ab
gelehnten Weg zu beſchreiten. Dieſe Vorausſetzung hat ſich
als richtig erwieſen. Die Denkſchrift beweiſt, daß die Zahl der
Arbeitseinſtellungen und Ausſchreitungen ſich ſeit 1891 ver-
mehrt hat. Man hat gefragt, warum die Gewerbeinſpektoren
nicht um Auskunft erſucht ſind. Woher wiſſen Sie, daß das
nicht geſchehen iſt? (Abg. Rich. Fiſcher Weil in den Be-
richten der Fabrikinſpektoren das Gegenteil ſteht, wie in der
Denkſchrift. Heiterkeit. Glocke des Präſidenten).

Präſident Graf Valleſtrem: Vaſſen Sie doch die Zwiſchen-
rufe und Privatgeſpräche. Wir kommen ja ſonſt nie zu Ende.

terteit].

tungen ſind als Kindereien bezeichnet worden. Wie wurde
aber im Saarrevier der Ausſtand inſzeniert? Beſondere Boten
eilten von Grube zu Grube. 42 000 Arbeiter legten dann an
einem Tage ohne Kündigung mit Kontraktbruch die Arbeit
nieder. ie Ausſtändigen bedrohten die Arbeitgeber und ihre
Angeſtellten, die Arbeitswilligen wurden mit Steinwürfen ver
folgt, geprügelt, es wurde auf ſie geſchoſſen, die Streikenden
drangen in ihre Häuſer und bedrohten ihre Angehörigen.
Dynamitanſchläge wurden verſucht (Große Unruhe und Ge-
lächter links. Rufe: hu! hu! Abg. Singer: Jſt das nicht
heute ſchon ſtrafbar

Präſident Graf Valleſtrem: Herr Abg. Singer, ich bitte
nicht zu unterbrechen. (Heiterkeit).

Miniſter Brefeld: Sind das Kindereien? Jn einer ge-
druckten Aufforderung der damaligen Führer heißt es: Erkennenun Deine Macht, Bergmann! Mit erhobener Stimme): Alle
Räder ſtehen ſtill, wenn Dein ſtarker Arm es will. (Große
Heiterkeit links.) Glücklicherweiſe hatten ſich die Werke auf
drei Wochen mit Kohlen verſehen, weil ſie den Streik voraus-
ahnten. Jm. Ruhrrevier wurde ein Sympathieſtreik inſzeniert,
zu dem ebenſo wenig Urſache vorhanden war. Auch dort ſind
Ausſchreitungen der ſchlimmſten Art vorgekommen. Vergegen-
wärtigen Sie ſich doch einmal, was es heißt, wenn in zwei bedeutenden Revieren die Kohlenförderung thatſächlich ruht, und
dann beſtreiten Sie, daß hier eine gemeine Gefahr vorliegt!
Wir haben ähnliche Fälle bei uns ja nicht erlebt. (Ruf links:
Na eben! Heiterkeit. Denken Sie an den amerikaniſchen
Eiſenbahnarbeiterſtreik von 1894! Zu derartigem dürfen wir
es nicht kommen laſſen. Und da wollen Sie ſich nicht einmal
zu einer Kommiſſionsberatung verſtehen Cachen links) Jch
wundere mich, daß die Regierung keine größere Unterſtützung
findet. Großes Gelächter links Sämtliche Ordnungsparteien
ſollten darin einig ſein, daß die Ausgeſtaltung des S 153 der
Gewerbeordnung in den 88 1 und 2 der Vorlage durchaus
rationell iſt. Der S 153 der Gewerbeordnung trifft nur den,
der zu Beitritt zwingt, und den der vom Rücktritt abhält. Er
trifft aber nicht den, der am Beitritt hindert und zum Rücktritt
zwingt. Die vorgeſchlagene Umgeſtaltung iſt alſo logiſch not-
wendig. Auch beim zweiten Teil handelt es ſich um ein billiges
und verſtändiges Verlangen. (Lachen links.) Der S 8, an dem
man ſo viel Anſtoß erregt, bringt nur ein durchaus geſundes
Prinzip zum Ausdruck. Ueber Einzelheiten können wir ja noch
in der Kommiſſion ſprechen. Eine glatte Ablehnung iſt
ja einfach unmöglich. (Große Heiterkeit. Wenn Vücken
vorhanden ſind, ſo ſagen Sie es doch, ſtellen Sie doch Anträge.
(Viele Zwiſchenrufe.) Daß die Arbeiter in der Praxis mehrgetroffen werden, als die Lnternehmer, das liegt in der Natur

der Verhältniſſe. (Hört! hört)) Den Arbeitgeber verwahrt ſeine
beſſere Lebenslage vor Ausſchreitungen: bei den Arbeitern
kommt es dazu, wenn die Streikkaſſe leer wird und die Ver
zweiflung die Streikenden erfaßt. Solche Ausſchreitungen
wollen wir aber verhindern.

Sie fragen: Weshalb ſchreiten wir nicht gegen die Unter
nehmerſyndikate ein Jch ſage: Dieſe Syndikate wirken günſtig!
Sie garantieren eine ruhige, gleichmäßige Entwickelung. Freilich
liegt da die Gefahr nahe, daß die Preiſe zu ſehr in die Höhe
getrieben werden. Hier handelt es ſich dann für die Geſetz-
gebung um ein Problem allerſchwierigſter Art. Da kann die
Geſetzgebung nur Grundlagen für einen ſtatiſtiſchen Ueberblick
ſchaffen. Mehr kann ſie zur Zeit nicht erreichen.
Endlich hat Herr Dr. Lieber verlangt, daß vor Erledigung

diefer Vorlage der S 152 der Gewerbe-Ordnung poſitiv aus
geſtaltet werde. Er verlangte die Rechtsperſönlichkeit der Be-
rufsvereine, Arbeitskammern u. ſ. w. Aber alle dieſe Fragen
gehören doch zu den allerſchwierigſten Problemen. (Stürmiſches
Gelächter links Zunächſt müſſen wir reprimierend wirken
gegen die Ausſchreitungen der Arbeiter, dann aber auch alles
unterſtützen, was geeignet iſt, die Lage der arbeitenden Bevölke
rung zu verbeſſern. Darin liegt der Accent unſerer ganzen
ſozialen Geſetzgebung, er liegt in ſozialer Gerechtigkeit. (Leb
hafter Beifall rechts.)

Präſident Graf Balleſtrem Der Herr Bundesrats-Bevoll-
mächtigte hat im Eingang ſeiner Rede die Ausführungen eines
Abgeordneten, die ich bereits rektifiziert hatte, noch einmal zu
rektifizieren für nötig befunden. Das war bisher bei den Mit
gliedern des Bundesrats nicht üblich und iſt durchaus geeignet,
die Thätigkeit des Präſidenten zu erſchweren und ſein Anſehen
vor dem Hauſe herabzuſetzen. (Lebhaftes Bravo! links.)

Preufßziſcher Handelsminiſter Vrefeld: Selbſtverſtändlich lag
dies nicht in meiner Abſicht. Aber ich mußte meinem Bedauern
darüber Ausdruck geben, daß hier Dinge erörtert werden, wie
es in keinem andern Parlamente der Welt üblich iſt.

Präſident Graf Valleſtrem: Es bleibt bei dem, was ich
geſagt habe. (Beifall.)

Sächſiſcher Miniſterialdirektor Fiſcher: Der Herr Abgeord-
nete Röſicke hat von einem Urteil des Berliner Landgerichts
geſprochen. Jch kenne dieſes Urteil nur aus den Zeitungen,
und dieſe berichten verſchieden. So lange ich nicht den authen-
tiſchen Text geleſen habe, kann ich es nicht glauben, daß ein
Gericht ſich ſo ausgeſprochen haben ſollte, wie der Abg. Röſicke
angab. Einſtweilen gehe ich auf das Urteil nicht ein und bitte
das Haus, das gleiche zu thun.

Abg. Haufzmann Böblingen (Südd. Volksp.): Jch glaube
nicht, daß irgend ein Reichstag ſich von einem Vertreter des
Bundesrats wird vorſchreiben laſſen, was er

Präſident Graf Balleſtrem: Herr Abgeordneter, ich habe
bereits erklärt, daß eine Kritik meiner Geſchäftsführung demHerrn Vertreter des Bundesrats nicht zuſteht Für Se

yeunangemeſſen muß ich es erklären, wenn Sie jetzt auf die Sa

zurückkommen und nun eits ein Mitglied des Bundes
rats rektifizieren wollen. GBeifall.)

Abg. Haußmann: Herr Präſident, ich habe mich aufrichtig
gefreut über den Nachdruck, mit dem Sie die Würde des Hauſes
zu wahren verſtanden haben.

Präſident Graf Balleſtrem: Jch bitte Sie, über meine Ge
chäfts rung weder ein zuſtimmendes noch ein mißbilligendes
rteil abzugeben. (Heiterkeit.)
Abg. Haußmann (ſfortfahrend): Nun zum Geſetz: Das

Geſetz, ſagt man, la den Arbeitern die Koalitionsfreiheit;
mag ſein; es beraubt ſie aber der Mittel, um von ihr erar

u machen. Was erreicht man denn eigentlich mit dem Geſetze
Man wird nur eine breite Furche von aufregenden Er ſer
hinter jedem Lohnkampfe herziehen. (Sehr richtig) Die Gleich-
ſtellung von Leuten, die ſich leichte Streikvergehen haben zu
ſchulden kommen laſſen, mit gemeinen Verbrechern mu geradegn
verwirrend auf das Rechtsbewußtſein des Volkes wirken. Die
Aeußerung, die der Abg. Lieber über die ſchon heute übliche
Praxis der deutſchen Gerichte that und die ihm den Ordnungs
ruf des Präſidenten zuzog, war weiten Kreiſen aus der Seele
geſprochen. Eebh. Beifall links und im Zentrum.) Wenn die
Herren von der. Rechten, die jetzt für, das Geſetz
ſchwärmen, von ihrer Hände Arbeit leben müßten,
dann würden ſie anders über dasſelbe urteilen.

Gänzlich falſch iſt die Behauptung des Abg. Arendt, die
Arbeiter außerhalb der Sozialdemokratie ſeien für das Geſetz.
Das Umgekehrte iſt der Fall. Die Liebermannſchen Ge-
ſtalten haben ſich wie die Baſſermannſchen gegen
das Geſetz erklärt. (Stürmiſche Heiterkeit.)

Nach einem franzöſiſchen Sprichwort heißt regieren vorher-
ſehen. Mit der Einbringung dieſes Geſetzes hat die Regierung,hat der Reichskanzler eben keine große Kunſt des Vorherſehens

bewieſen. (Heiterkeit.)
Herr von Bennigſen hat einmal beklagt, das Bürgertum

nehme in Deutſchland nicht die ihm gebührende Stellung ein.
Wenn die Nationalliberalen aufrecht den Weg gehen wollten,
den Herr Baſſermann geſtern betreten, dann könnte das Bürger-
tum ſich bald dieſe Stellung erringen. (Sehr richtig

Mit welchem Applomb iſt die Einbringung dieſer Vorlage
eingeleitet worden. Und was iſt herausgekommen Ein Geſetz,
das wohl nie Wirklichkeit werden wird. Wir brauchen
nicht mehr Zuchthaus, ſondern mehr Freiheit, nicht mehr
Urteile, ſondern mehr Urteil! (Beifall links. Ziſchen rechts.

Die Abgg. von Czarlinski (Pole) und Winterer (Elſ.)
erklären ſich ſtrikt gegen die Vorlage.

Die Weiterberatung wird auf Donnerstag 11 Uhr vertagt.
(Außerdem: Vertagungsordre 3. Leſung des 2. Nachtragsetats
und der heute behandelten kleinen Vorlagen.)Präſ. Graf WValleſtrem teilt mit, daß Abg Brodbeck (Südd.

Volksp.) ſein Mandat niedergelegt hat.
Schluß 5 Uhr.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 22. Juni 1899.

Das Abgeordnetenhaus erledigte am Mittwoch zunächſt
die Vorlage betr. Verſetzung richterlicher Beamten in
den Ruheſtand in zweiter Leſung nach den Kommiſſions-
beſchlüſſen, wonach bekanntlich die in der Regierungsvorlage
enthaltene Altersgrenze nach oben beſeitigt worden iſt. Gegen
die Vorlage ſtimmte ein Teil der Konſervativen, die nach den
Aeußerungen des Grafen Limburg-Stirum die Vorlage als
ein „Ausnahmegeſetz“ anſehen, welches ihnen in finanzieller
Beziehung zu weit geht. Die Miniſter Schönſtedt und
v. Miquel erklärten ſich zwar mit dem Kommiſſionsbeſchluß
einverſtanden, der Juſtizminiſter erklärte aber, daß die Regie-
rung das Geſetz nur „mit Wohlwollen“ handhaben werde. Es
gäbe auch unter den älteren Richtern ſolche, die den Anforde-
rungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs wohl gewachſen wären.
Abg. Munckel von der Freiſinnigen Volkspartei gab der An-
ſicht Ausdruck, daß die Richter nicht vom bloßen Wohlwollen
der Regierung abhängig ſein dürften es ſei eine Anſtands-
pflicht, allen älteren Richtern die Wohlthaten des Geſetzes zu
gewähren. Die Konſervativen ſeien nur mit Ausnahmegeſetzen
einverſtanden, von denen ſie Vorteil hätten. Der Nachtragsetat
wurde in zweiter Leſung erledigt. Der von Konſervativen,
Nationalliberalen und dem Zentrum eingebrachte Antrag, betr.
eine Novelle zum Rentengütergeſetz behufs Bildung von Zwangs-
rentengütern in Land und Stadt wurde einer Kommiſſion
überwieſen. Herr v. Miquel dies verdient noch hervor-
gehoben zu werden eröffnete im Verlauf der Beratung auch
eine Perſpektive auf ein Reichswohnungsgeſetz. Noch bemerkens-
werter war das Eintreten des konſervativen Grafen Limburg-
Stirum für billige Vorortstarife, die den ſtädtiſchen Arbeitern
das Wohnen auf dem Lande ermöglichen ſollten. Der Antrag
der Abgg. Kirſch und Frhr. v. Plettenberg betr. eine Novelle
zum Jagdgeſetz wurden in zweiter Leſung angenommen. Am
Donnerstag ſteht die zweite Beratung der Vorlage betr. die
Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung von Sanitäts-
kommiſſionen ſowie Petitionen auf der Tagesordnung.

Das Berliner Urteil gegen den Vorwärts liegt der
reaktionären Preſſe arg im Magen. Dieſe Preſſe betrachtet
den Freiſpruch als einen Stoß vor den Kopf und es will ihr
abſolut nicht in den hohlen Kopf, daß auch einmal ein ſolches
Urteil gegen die Sozialdemokratie gefällt werde. Voller Wut
entrüſtet die kgl. ſächſ. Leipziger Ztg., das Organ der ſäch-
ſiſchen Regierung:

„Ob darin eine Verurteilung der ſächſiſchen „Staatsweis-
heit“ liegt, überlaſſen wir der Beurteilung unſerer Leſer.
Nach unſerer Auffaſſung beruht dieſe „Staatsweisheit“ auf
dem folgenden ſehr einfachen Gedankengang: Die Sozial-
demokratie hat niemals ein Hehl daraus gemacht, daß ſie im
Gegenſatz zu anderen politiſchen Parteien den Staat nicht
im einzelnen reformieren und einzelne ſeiner Einrichtungen
zum Gegenſtand der Kritik machen, ſondern daß ſie ihn in
ſeiner Totalität beſeitigen, die jetzigen Regierungen ſtürzen
und dieſes Ziel nötigenfalls mit Gewalt durchſetzen will. Daß
ſie dieſen Zweck neuerdings aus taktiſchen Gründen zu ver-
hüllen ſucht, ihn nicht mehr ſo oft und ſo offen ausſpricht,
wie früher, ändert nichts an der Sache. Eine ſolche Pef
iſt nicht mehr eine Partei wie jede andere, ſondern verfolgt
mitverbrecheriſchen MittelnverbrecheriſcheZwecke.
Nicht minderes Recht haben die Anhänger dieſer Partei vor
Gericht zu genießen, ſondern dasſelbe Recht, dem jeder zu
unterſtellen iſt, der denſelben verbrecheriſchen Zweck
mit denſelben verbrecheriſchen Mitteln betreibt.“

Der Vorwärts bemerkt dazu:
„Sollte dieſe köſtliche Darlegung vom Weſen des Staates

und der Juſtiz den Beifall der ſächſiſchen Regierung haben,
ſo zweifeln wir nicht, daß dieſe Regierung unverzüglich ſämt-
liche Staatsanwälte und Richter des lobeſamen Sachſen-
landes in Haft nehmen läßt und ihrer Stellungen verluſtigerklärt. Denn ſie haben ſich ſämtlich der ſchwerſten Amts
verbrechen ſchuldig gemacht. Sie haben eine ganze Partei
von Verbrechern ungeſtört „ihre verbrecheriſchen Zwecke mit
verbrecheriſchen Mitteln“ verfolgen laſſen, ohne pflichtgemäß
einzugreifen. Die geringen Anläufe dieſer Juſtiz, ſozialdemo-
kratiſche Flugblätter und Hochrufe auf die Sozialdemokratie
für ſtrafbar zu erklären, müßten als erſchwerender Umſtand
angeſehen werden, denn ſie beweiſen das Bewußtſein der
Juſtizbeamten von der Verbrechernatur der Sozialdemokraten.Dieſe Verbrecher aber dennoch frei wandeln und ihr hochver-
räteriſches Treiben ungeſtört ausüben zu laſſen, ſt offenbar
ſelbſt ein ſchweres Verbrechen

Auch die Dresdener Nachrichten, eines der erfolgreichſtenKlatſch- und Streberblätter Sachſens, das ſogar die beſonderen

Sympathien des Rei v. Frege errungen
hat, iſt ganz entſetzt über das Berliner Urteil:

„Die in dem Berliner Urteilsſpruch liegende Kritik iſt von
ganz nnabſehbaren Konſequenzen, v muß, wie kein Urteitvorher, die Autorität der ganzen echtſprechung unter
zraveg; mit dieſem Urteil iſt die Achtung vor allen richter
ichen Erkenntniſſen hinfällig geworden

Vortrefflich! Gerechte Urteile untergraben die Rechtſprechung!
Sehr ſchmeichelhaft für die ſächſiſche Juſtiz!

Heiteres von der r r Jn der Sitzungam Dienstag ereignete ſich ein intereſſanter Zwiſchenfall. Der
amerikaniſche Delegierte e hatte ſeine Anſicht über irgend
einen Punkt auf Engliſch geäußert. Darauf ſprach der
deutſche Vertreter Profeſſor Zorn deutſch und Graf Nigra
unter allgemeinem Hallo italieniſch. Spaß muß ſein, und
wenn's bei der Friedenskonferenz iſt, die ja ohnehin immer
ſpaßiger wird, je länger ſie dauert.

Spionageangſt. Ein deutſcher Artillerieoffizier, v. Stein-
metz, ſoll in Havre in Frankreich als Spion verhaftet worden
ſein. Was an dieſer Spukgeſchichte Wahres iſt, bleibt abzu
warten.

Paſtor Schall in Braunſchweig hat jetzt doch erfahren
müſſen, daß er als Paſtor nicht ungeſtraft Politik treiben darf.
Jm vorigen Jahre von der Disziplinarkammer für Kirchen
diener des Amtes entſetzt, wurde dieſer Tage vom Disziplinar-
gerichtshof, welcher ſich auf ſeine Berufung hin mit der Ange-
legenheit befaßt hat, das erſtinſtanzliche Urteil beſtätigt. Der
ſcharfe Wind gegen Schall begann von dem Augenblicke an zu
wehen, als er in der Wahlbewegung des Jahres 1893 ein
elendes Wahlflugblatt der nationalliberalen Sippe, welche ſich
gegen unſere Partei richtete, als das bezeichnete, was es war,
als ein ſchamloſes Machwerk und der Wahrheit in einer Ver-
ſammlung die Ehre gab.

Kleine politiſche Nachrichten. Der Abg. Brodbeck von
der Süddeutſchen Volkspartei, deſſen Mandat von der Wahl-
prüfungskommiſſion des Reichstags für ungiltig erklärt wurde,
hat jetzt ſein Mandat niedergelegt. Jn Bukareſt ſuchten
anläßlich der Wahlen 1500, zum Teil bewaffnete Landleute in
die Stadt Slatina unter dem Vorwande einzudringen, ſie
wollten gegen die dortige Deputiertenwahl proteſtieren, wobei
ein gewiſſer, wegen anarchiſtiſcher Umtriebe aus Frankreich aus
gewieſener Hogdan Piteſti unterlegen war. Auf die Ermahn-
ungen, auseinander zu gehen, griffen die Bauern das herbei-
geholte Militär mit Steinen, Stöcken und Revolvern an, wo
hei mehrere Soldaten verletzt wurden. Nach drei fruchtlofen
Verſuchen, die Bauern auseinander zu treiben, feuerten die
Truppen zuerſt in die Luft, dann auf die Angreifer, wodurch
mehrere verwundet wurden, darunter einige tödlich.

Ausland.
Frankreich. Ein Miniſterium Bourgeois, alſo ein

ſolches unter dem Vorſitz eines Radikalen: iſt die neueſte Phaſe
der franzöſiſchen Miniſterkriſis. Bourgeois iſt vom Haag in
Paris eingetroffen und von Loubet empfangen worden. Die
meiſten Pariſer republikaniſchen Blätter der verſchiedenen
Parteirichtungen, abgeſehen von denjenigen, welche ſtreng der
Richtung Melines angehören, erklären, daß ſie bereit ſeien, ein
Miniſterium Bourgeois ohne Rückſicht auf die Zuſammenſetzung
zu unterſtützen.

Jn parlamentariſchen Kreiſen hält man den Eintritt Waldeck
Rouſſeaus (Krieg), Poincares (Jnneres), Mouis' (Juſtiz) und
Delcaſſes (Auswärtiges oder Finanzen) für wahrſcheinlich.
Bourgeois wünſchte allerdings das Reſſort des Auswärtigenſelbſt zu übernehmen, ſoll ger die Kombination nicht daran

ſcheitern laſſen wollen, daß Deleaſſe dieſen Poſten für ſich be
anſprucht.

Ein erregter Zwiſchenfall ereignete ſich Dienstag
abend in der Rue Royale. Der antiſemitiſche Deputierte für
Conſtantine, Morinaud, ſprang aus ſeinem Wagen in den
des vorbeifahrenden ſozialiſtiſchen Deputierten Rouanet und
ohrfeigte ihn, indem er ihm zurief: „Dies iſt die Antwort
aller Algerier.“ Ronanet, völlig verblüfft, verſuchte dem An-
greifer einen Stockhieb zu verſetzen, traf jedoch nicht. Sodann
zog er einen Revolver heraus und nannte Morinaud einen
Gäuner. Morinaud erwiderte, er ſolle ſchießen, er ſei ein
Feigling Schließlich trennte der Kutſcher Rouanets die
Gegner und trieb die Pferde zum Weiterfahren an.Ein Einwohner von en nes hat der Frau Drehyfus,
die hier erwartet wird, ein ganzes Haus zur Verfügung ge-
ſtellt.

Belgien. Proteſt. Am Dienstag fand eine große Ver
ſammlung der ſozialiſtiſchen Partei ſtatt, in welcher beſchloſſen
wurde, gegen die Regierungsvorlage mit allen Kräften einzu-
treten. Die Hauptanſprache hielt van der Velde, welcher er-
klärte, die Liberalen rufen den König, die Sozialiſten das
Volk an. Die Revolution von oben müſſe von der
von unten begleitet ſein.

Spanien. Reviſion des Anarchiſtenprozeſſes. Jn
der Dienstag Sitzung der Deputiertenkammer verlangte Pi y
Margall die Reviſion des Prozeſſes der Gefangenen von Mon-
juich. Es wurde kein Beſchluß gefaßt.

Jtalien. Noch immer Obſtruktion. Am Dienstag
war die Kammer der Tummelplatz ſchwerer Kämpfe. Die Ob-
ſtruktioniſten bezweifelten zu Anfang der Sitzung die Beſchluß-
fähigkeit der Kammer. Jn namentlicher Abſtimmung, die ſich
zwei Stunden hinzog, wurde endlich die geſetzliche Zahl er-
reicht. Hierauf beantragte Pelloux, die Verſchärfung der Ge-
ſchäftsordnung zu beraten. Ferri brachte den Antrag ein auf
Vertagung bis Ende November. Obſchon nach der Geſchäfts-
ordnung dieſer Antrag den Vorrang hatte, ließ der Kammer-
präſident über den Antrag des Miniſters zuerſt abſtimmen,
verweigerte auch die giltig von der Obſtruktion geforderte
namentliche Abſtimmung. Die Mehrheit applaudierte dieſem
Gewaltſtreich, während die Linke den Präſidenten wegen ſeiner
Parteilichkeit mit unbeſchreiblichen Jnvektiven überhäufte. Zu
verwundern iſt es, daß es nicht zu Thätlichkeiten kam. Nach
einem weiteren Telegramm hat die Kammer den Antrag Ferr
mit 227 gegen 17 Stimmen abgelehnt.

Die Zuchthausvorlage.
Gegen die Vorlage ſprach ſich der Verband der deutſchen

Schuh und Schäfte-Fabrikanten aus, der zur Zeit in Breslau
ſeine General- Verſammlung abhält. Die Reſolution lautet:

„Der Verband erklärt ſich gegen die ſogenannte Zucht-
hausvorlage, da er ſtets die Koalitionsfreiheit hochgehalten
hat und keine derartige Beeinträchtigungen derſelben billigen
kann. Er hält die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen für
ausreichend und fühlt in ſeiner Vereinigung die Kraft, etwaige
Uebergriffe zurückzuweiſen.“
Daß der Verband der Schuh und Schäfte-Fabrikanten ſtets

das Koglitionsrecht hochgehalten hat, iſt eine Behauptung, die
durch die Erfahrungen ſchon längſt Lügen geftraft iſt wir
verweiſen nur auf Weißenfels aber es iſt immerhin erfreu-
lich, wenn auch Arbeitgeber-Vereinigungen die ZuchthausVor
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lage für überflüſſig erklären. Jm grellen Gegenſatz ſteht aller
d ierzu eine Reſolution, die der Jnnungsverband
deutſcher Baugewerksmeiſter, dieſe Oberſcharfmacher-
Vereinigung, die eigentlich erſt die Anregung zur Zuchthaus-
Vorlage gegeben hat, in ſeiner letzten Verſammlung in Berlin
annahm und in welcher es heißt:

Weil in größerer Zahl Verſammlungen von Arbeitern
Reſolutionen dahin gefaßt und wohl auch dem hohen Reichs
a oder doch den ihren Abſichten günſtigen Parteien des
ſelben zugeſtellt haben, welche bezwecken, den Entwurf zu ver-
abſchieden, ohne ihn erſt einer Kommiſſion zur Durchberatung
bezw. Verbeſſerung zu überweiſen, ſo ſieht der Jnnungs-Verdand deutſcher Baugewerksmeiſter ſich veranlaßt, auch ſeitens

der in ihm vertretenen Arbeitgeber des Baufaches eine Gegen
Reſolution dem hohen Hauſe mit der ehrerbietigen wie
dringenden Bitte zu überreichen, in der erſten Leſung den Ge
ſetzentwurf nicht ablehnen, vielmehr beſchließen zu wollen,
denſelben einer Kommiſſion zur Prüfung und event.
Beſſerung zu überweiſen.“

„„Es wäre für dieſe Herren recht gut, wenn ſie die Debatten
über die Zuchthausvorlage recht eingehend ſtudieren wollten.
Vielleiche würden ſie etwas anderes daraus lernen.

Die chriſtlichen Arbeiter gegen die Vorlage. Jn einer
Verſammlung der chriſtlich- ſozialen Arbeiter Kölns wurde eine
Proteſtreſolution gegen die Zuchthausvorlage angenommen und
aus der Verſammlung heraus Mißfallen darüber ausgedrückt,
daß die Zentrumspreſſe bisher keine klare Stellung zur Vor-
lage eingenommen habe. Die Arbeiterſchaft vermiſſe die Ver-
ſicherung, daß die Vorlage für das Zentrum unannehmbar ſei.
Der anweſende Chefredakteur der Köln. Volkszeitung, Herr
Cardauns verſicherte, die Vorlage bleibe für das Zentrum un-
annehmbar. Ein Zuſatzantrag zur Reſolution, das Zentrum
des Reichstags aufzufordern, die Geſetzesvorlage ohne Kom-
miſſionsberatung abzulehnen, wurde indeſſen abgelehnt.
Eine recht eigenartige Stellung nahm am Dienstag in

einer Verſammlung der Anarchiſt Landauer der Zuchhaus-
vorlage gegenüber ein. Er erklärte:

„Wenn die Zuchthausvorlage nicht Geſetz würde, ſo
müſſe er das geradezu beklagen; eine beſſere Ge-
legenheit, die Arbeiterſchaft aus dem Schlafe zu rütteln,
komme nie wieder. Nicht mit einem Angſtſchrei, ſondern
mit einem Jubelruf würde er die Annahme der Zuchthaus-
vorlage im Reichstage begrüßen.“

Darnach hält Landauer es für das Beſte, die Arbeiterſchaft ſo
empörend wie nur möglich zu behandeln, dann werde ſie ſchon
aus dem Schlafe aufwachen. Das wird ſie allerdings, aber
was ſie dann thut, könnte eben wider nur den Scharfmachern
Gelegenheit zu neuen Drangſalierungen geben. Jn dieſer An-
nahme treffen ſich ja Stumm und Landauer; weniger
charakteriſtiſch für den erſteren, als für den letzteren.
Auch nationalliberal. Von Glauchau aus iſt der Deutſchen
Tageszeitung zufolge aus nationalliberalen Kreiſen dem
freikonſervativen Abg. Arendt, der am Dienstag mit
ſeiner Verteidigungsrede zu gunſten der angeblich nur „kleine
Unebenheiten“ aufweiſenden Zuchthausvorlage im Reichstag
ausgelacht worden iſt, ein Huldigungstelegramm zu-
gegangen. Die Abſender rühmen ſich, daß ſie jederzeit ſeit
dem Beſtehen des Reiches getreulich für die nationalliberale
Partei eingetreten ſeien, aber gegen die Rede des Abgeordneten
Baſſermann müßten ſie proteſtieren. Darum bringen dieſe
ſächſiſchen Nationalliberalen dem freikonſervativen Abg. Arendt
herzlichen Glückwunſch zu ſeiner vortrefflichen Entgegnung“ dar.

Solizeiliches und Gerichtliches.

s Flugblattverteilung an Sonn und Feſttagen ſtraf-
bar. Wegen öffentlicher Verteilung von Wahlflugblättern am
Himmelfahrtstage waren mehrere Arbeiter wegen Verſtoßes
gegen die Polizeiverordnung, betreffend die Heilighaltung des
Sonntags, angeklagt. Sie wurden freigeſprochen, da das Ver-
teilen von Flugblättern keine „öffentlich bemerkbare Arbeit“ ſei.
Das Kammergericht hat wie ſich aus der Deutſchen Juxiſten-
zeitung ergiebt, dieſe Entſcheidung aufgehoben, weil ſie auf einer
u engen Auslegung des Begriffes „öffentlich bemerkbare Ar-
eiten“ im Sinne der Polizeiverordnung beruhe. Jn dem Ur-

teil des Kammergerichts heißt es u. a.: „Da die Verordnung zur
äußeren Heilighaltung der Sonn und Feiertage und gegen die
Störung der Feier an dieſen Tagen erlaſſen iſt, ſo ſtellen ſich
als „öffentlich bemerkbare Arbeiten“ ſolche von Menſchen aus
geführte Thätigkeiten dar, welche durch die Art, wie ſie vor der
Oeffentlichkeit in die änßere Erſcheinung treten, einerſeits ge-
eignet ſind die Aufmerkſamkeit des Publikums zu erregen,
andererſeits aber zugleich das religiöſe Gefühl derer, die ſie
wahrnehmen, zu verletzen und damit die Feiertagsſtimmung in
ihrer Allgemeinheit zu ſtören. Von dieſem Geſichtspunkte aus
kann es darauf, ob die Thätigkeit einen größeren Kraft
aufwand erfordert, oder ob ſie gegen Entgelt vorgenommen
wird, nicht ankommen. So iſt u. a. zu dem verbotenen Betrieb
des Handelsgewerbes in offenen Verkaufsſtellen in der Regel
ein größerer Kraftaufwand nicht erforderlich.“

Gewerkſchaftliches.
Der Stand des Maunurerſtreiks in Dresden hat ſich

wenig verändert. Ein Teil der Unternehmer hat bewilligt.
Es ſind noch eine große Anzahl Maurer ausſtändig.
Der Vierkrieg in F Am MontagFrankfurt a. M. beſchloſſen die ſtreikenden Brauer den Streik für beendet zu er

klären. Darauf hat am Abend das Gewerkſchaftskartell fol
gende Reſolution angenommen:

„Die heutige Verſammlung des Gewerkſchaftskartells be
ſchließt: Nachdem der Streik ſür beendet erklärt worden iſt,
auch den Bierkrieg aufzuheben. Sie giebt damit den Ring
Brauereien zugleich Gelegenheit, die Wahrheit ihrer Zuſiche
rungen zu erweiſen, daß die Einſtellung der Streikenden nach
Bedarf erfolgen werde, ſobald der Bierkrieg beendet ſei. Ge
ſchieht dies nicht, ſo iſt der Oeffentlichkeit ein abſchließendes
Urteil über das Verhalten des Brauerringes geboten und wird
in dieſem Falle die Frankfurter Arbeiterſchaft erneut Stellung
zu der Angelegenheit nehmen.“

Die Ausſperrung der Berliner Maunrer. Eine am
Dienstag vom Arbeitgeberbunde des Maurer- und Zimmerer
gewerbes einberufene zahlreiche Verſammlung der Berliner
Arbeitgeber beſchäftigte ſich mit dem Lohnkampf bezw. der Aus-
ſperrung. Der Vorſitzende des Arbeitgeberbundes, Weſtphal,
teilte mit, daß im Abgeordnetenhauſe eine Vorſtandsſitzung des
Deutſchen Arbeitgeberbundes ſtattgefunden habe, die ſich be
geiſtert für die Sache der Berliner (für die unbegründete
Maſſen-Ausſperrung. Red.) ausgeſprochen hätten. Weſtphal
fügte hinzu, daß nicht die Lohnfrage, die ſich ſtets nach Angebot
und Nachfrage regele, der Kernpunkt des Streites ſei, ſondern
in erſter Linie die Machtfrage, wer auf den Bauten Herr ſein
ſollte. (2) Der Kampf habe deshalb für das geſamte Reich
große Bedeutung und nicht allein für das Maurergewerbe,
ſondern für alle Gewerbe und Jnduſtrieen. Deshalb ſei auch
eine gemeinſchaftliche Sitzung ſämtlicher Berliner Arbeitgeber
Vereinigungen in Vorbereitung. Der Bund im Maurer-Ge-
werbe umfaſſe jetzt ſchon 424 Mitglieder und erſtarke täglich
mehr. Maurermeiſter Schöppe- Magdeburg hielt alsdann einen
Vortrag über den letzten Lohnkampf, im Baugewerbe Magde-
burgs, der ſchließlich zu einem beide Teile befriedigenden
Frieden von anſcheinend längerer Dauer und zu einem feſten
Zuſammenſchluß der fortwährend bedrängten Arbeitgeberſchaft
geführt habe. Maurermeiſter Gehricke teilte mit, daß die Ver-
handlungen mit den Mörtelwerken und Lieferanten von Bau-
materialien einen ſehr günſtigen Verlauf nähmen. Auch Dir.
Maaß vom Shyndikat der Stein und Ziegelbrenner habe ſiche n athiſch geäußert und ein Kartell vorgeſchlagen, das
bei Ausſtänden der Maurer und Ziegelſtreicher auf Grundlage
der Gegenſeitigkeit in Kraft zu treten habe. Beſchloſſen wurde
einſtimmig, den geplanten Arbeitsnachweis bald ins Leben
zu rufen und an der bisherigen Taktik und den getroffenen

Maßregeln feſtzuhalten. Es wurden mehrere Kommiſſionengewählt, die alle Fragen des Streites zu bearbeiten haben.

Eine Störung erregte die Ausweiſung des Vertrauensmanns
Silberſchmidt von der Zentralorganiſation der Maurer, der ſich,
unter dem Namen eines Flieſenlegers Horn mit deſſen Legi-
timationspapieren eingeſchlichen und in die Liſten eingetragen
hatte. Aufſehen erregten die Mitteilungen daß in mehreren
Fällen die Bauherren die Bauten von ſolchen Maurermeiſternfür eigene ecru fortführen laſſen, die, ihre Arbeiter ent-
laſſen haben. Dieſen ſoll auch der höhere Lohn bewilligt worden

Jm weiteren Verlauf der Verſammlung kam ein Schreiben
es Vereins der Akkordmaurer zur Verleſung, worin dieſer Ver-

ein bedauert, daß auch auf ſeine Mitglieder die Ausſperrung
ausgedehnt worden iſt, obgleich ſich dieſelben doch bisher den
Forderungen der Unternehmer gefügt haben. Die Akkordmaurererſuchen den Bund der Retergehmer, vo ſie die Sperre nicht

auszudehnen. Die Verſammlung beſchloß mit den Akkord-
maurern keine Ausnahme zu machen und wies zwei Vertreter
derſelben welche um eine Beſprechung erſuchten ohne Um-
ſchweife ab.

Lokales und Provinzielles.
Halle, a. S., 22. Juni 1899.T

Zum Arbeiterſekretär wurde geſtern abend von der
erweiterten Kommiſſion Genoſſe Dr. Winter in Beuthen,
Oberſchleſien, gewählt. Von den eingelaufenen 35 Bewerbungen
waren acht zur engeren Auswahl geſtellt worden. Nach ein-
gehender Beſprechung wurde die Abſtimmung ſchriftlich und
zwar in der Weiſe vorgenommen, daß jedes der 37 zur Stimm-
abgabe berechtigten Kommiſſionsmitglieder drei Namen aufzu-
ſchreiben hatte. Der Antrag, daß jeder nur einen Namen auf-
ſchreiben ſolle, wurde mit der Begründung abgelehnt, daß
viele, denen die Bewerber perſönlich unbekannt ſind, ſchwer im
Zweifel ſein würden, für welchen einen ſie ſtimmen ſollten;
könne dagegen jeder drei Namen auswählen, ſo erziele man
dadurch im Geſamtdurchſchnitt ein viel zutreffenderes Bild
über die Meinungen der Kommiſſionsmitglieder. Bei Aus-
zählung der Stimmen ergab ſich, daß erhalten hatten

Dr. Winter-Beuthen 35 Stimmen,
Buchdrucker Güldenberg-Frfurt 28
Bildhauer Götz- Berlin 2822

Von den anderen zur engeren Wahl geſtellten Bewerbern
hatte keiner die abſolute Mehrheit (19 Stimmen) erhalten.
Genoſſe Winter wird den meiſten Parteifreunden wenigſtens
dem Namen nach wohlbekannt ſein. Er hat ſeit langer Zeit
in Oberſchleſien eine ſehr erfolgreiche Thätigkeit für die gewerk-ſchaftliche und politiſche Bewegung entfaltet und leitet ſeit

vorigem Herbſte das von der Generalkommiſſion der Gewerk-
ſchaften Deutſchlands in Beuthen errichtete Auskunfts- und
Rechtsſchutzbureau. Allerdings wird Dr. Winter ſeine hieſige
Stellung vorausſichtlich erſt Anfang Oktober antreten können,
da er vorher eine dreimonatliche Gefängnisſtrafe zu verbüßen
hat. Die erweiterte Kommiſſion war jedoch einhellig der
Meinung, daß, wenn nötig, von einer eventuell einzuberufenden
öffentlichen Gewerkſchafts Verſammlung unſchwer die Ge-
nehmigung, den Eröffnungstermin bis dahin hinauszuſchieben,
zu erlangen ſein wird. Erfreulich iſt die Thatſache, daß ſich
ſeit Sonnabend zehn weitere Gewerkſchaften zur dauernden
Beitragsleiſtung für das Sekretariat bereit erklärt haben, ſo daß
die Zahl dieſer Gewerkſchaften nunmehr 29 beträgt.

Achtung, Schuhmacher! Jn der Schuhfabrik von
Karl Haaſe, Mötzlicherweg 4, iſt geſtern ein Schnittpolierer
ohne Grund gemaßregelt worden. Da Herr Haaſe ſeine
Wiedereinſtellung heute ſchroff abgelehnt hat und noch dazu
ein Mitglied der Kommiſſion, die dieſerhalb vorſtellig wurde,
maßregelte, ſind ſämtliche Ansputzer ausſtändig geworden.
Eingehender Bericht folgt morgen. Die Ausſtändigen halten
heute abend eine Verſammlung ab. Das Lokal wird mündlich
bekannt gegeben.

Warnung. ſozialdemokra-tiſchen Vereins in Gotha, ausgeſtellt auf den Namen Herm.
Hofbauer, wird anſcheinend Schwindel zu treiben verſucht.
Ein Mann ſpricht damit bei den Vertrauensleuten um Unter-
ſtützung an, der die Karte entweder geſtohlen oder gefunden
haben muß. Es wird gebeten, die Karte einzubehalten.

Wie geſchwindelt wird. Die geſamte bürgerliche Preſſe
Sachſens, Halleſche Zeitung voran, brachten vor einigen Tagen
die Nachricht, daß in der von ſozialdemokratiſcher Seite ge-
gründeten Schuhfabrik in Jlversgehofen ein Streik ausgebrochen
ſei. Daran wurde die Bemerkung geknüpft, daß dieſes Vor-
kommnis einen Vorgeſchmack gebe von den Zuſtänden im Zu-
kunftsſtaat. Die Wahrheit iſt nun die, daß die betreffende
Fabrik zwar ſeiner Zeit von gemaßregelten Schuhmachern ge-
gründet worden iſt, aber vor Jahr und Tag in die Hände
eines Privatmannes übergegangen iſt, der ein enragierter
Fortſchrittsmann iſt. Daß die hieſigen Blätter, beſonders
die für journaliſtiſchen Anſtand kämpfenden Blätter dieſe
Tatarennachricht nunmehr richtig ſtellen werden, iſt, wenn
man die Vergangenheit derſelben in Betracht zieht, nicht zu
erwarten.

Unfälle. (Nach dem Bericht der Klinik Durch plötzlich
niedergehende ſchwere Erdmaſſen wurde geſtern der beim Aus
ſchachten beſchäftigte Arbeiter Guſtav Herrmann aus Giebichen
ſtein derart verſchüttet, daß er bedeutende Quetſchungen am
Unterleibe davontrug. Bedeutende Verbrennungen an beiden
Händen zog ſich die 82 jährige Witwe Seeburg dadurch zu, daß
ihr, während ſie einen mit ſiedendem Waſſer gefüllten Topf
vom Feuer nahm, dieſer entglitt und der Jnhalt ſich über ihre
Hände ergoß.

Der Brand des Stadtgutes am Böllbergerweg ſoll durch
Funken einer Lokomotive der Hafenbahn verurſacht worden ſein.

Neue Fernſprechverbindungen. Heute iſt der Sprech
verkehr zwiſchen Halle einerſeits und Wolmirſtedt (Bez. Magde
burg) ſowie Schwanebeck andererſeits eröffnet. Die Sprech
gebühr beträgt 1 M. für ein grwöhnlihe Dreiminutengeſpräch.

Das Dienſtmädchen Anng Lüdecke ſoll eingeſtanden
haben, daß das Kind nach der Geburt geſchrieen habe, ſie be-
hauptet aber, daß dasſelbe kurz darauf geſtorben ſei. Den
Leichnam will die Lüdecke in ein braunes wollenes Tuch ge-
wickelt und in die Saale geworfen haben.

Mit einer Mitgliedskarte des

Trotha. Wie halleſche Blätter melden, findet im Gaſthof
zur Preußiſchen Krone eine Beſprechung der Arbeitgeber und
Meiſter von Trotha ſtatt. Das Thema bildet die Umwandlung
der Krankenkaſſen-Zahlſtelle Trotha in eine ſelbſtändige Kranken-
kaſſe mit eigener Verwaltung.

W. Weißenfels. Achtung, Arbeiter-Radfahrer.
Sonntag, den 25. Juni, findet eine Flugblatt-Verbreitung ſtatt,
zu welcher die Arbeiter- Radfahrer einen größeren Bezirk belegen
ſollen und ſollte keiner fehlen, um ſein Rad in Dienſt der
Partei zu ſtellen, zumal die Flugblätter die Zuchthausvorlage
behandeln, welche die Landbevölkerung auf anderem Wege nicht
kennen lernt. Alſo das Rad in Dienſt der Partei! Auf dem
Rad gegen die Zuchthausvorlage! Sammelort Stadt Naum-
burg früh 6 Uhr.Weiſrenfels. Ertrunken. Am Mittwoch
Burſche des Hauptmanns Müller in der Saale.
Pferd zur Schwemme, welches ihn abwarf.Weißenfels. Apollo Thenter. Mit beſonderer Sorg-
ſag entwarf die Direktion den letzten Spielplan der Winter-
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Zähnen. Seine Vorführungen
Eine ſehr

waren die Vorführungen der Equilibriſten In den
ger und Turner

kennen. Der Humoriſt Bernhard bot einige Neuigkeiten, das
Publikum kargte nicht mit Beifall. Die Pauſen wurden durch
einige gut gewählte und gut geſpielte Muſikſtücke der Theater

t ehm ergänzt.
Auf dem Zentralbahnhof ſtießen zwei Güter-

züge zuſammen. Perſonen wurden nicht verletzt.

Kleine Srovinzial- Nachrichten.
Jn der Vortirnſtunde des hieſigen Männerturnvereins

Hergisdorf ſtürzte der Vorturner Otto
Rieſenſchwung vom Reck und erlitt ſchwere Verletz1
Jn Lieskau ſtürzte bei Ausübung ſeines Berufs
grubenarbeiter Fr. Lehmann gegen 10 Meter tief in die Grube,
wodurch er einen Bruch der Wirbelſäule erlitt. Jn Hete-
b orn geriet das 2jährige Töchterchen des Arbeiters Könnecke
während des Spiels in eine mit heißer Aſche angefüllte Grube
und zog ſich dabei ſehr ſchwere Brandwunden an beiden Armen
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zu. Auf dem Bahnhof in Teuchern wurde die Arbeiterin
Bertha Merkel von einem Wagen derartig gegen eine Lowry
gedrückt, daß ſie erhebliche Quetſchungen des Unterleibs erlitt

Der Arbeiter Ernſt Allner in Stetzſch zog eine un
bedeutende Verletzung zu. Es trat t ftung hinzu, der
Allner unter fürchterlichen Schmerzen er Von Zigeunern
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rg zugerichtet
wurde bei Oranienbaum der Schneiderg
aus Gräfenhainichen überfallen, mit Knütteln a
und beraubt.

unmann

Gerichts aal.

Strafkammer.
Halle a. S., den 20. Juni.

J Als unvorſichtiger Radfahrer hatte ſich der Drahtzieher
Johann Frerichs D erwieſen, 14. Märzds. Js. auf der Berlinerſtraße hier, in der Nähe der ſchen
Turnhalle, einen ſiebenjährigen Knaben überfahren und dadurch
eine erhebliche Gefährdung desſelben verurſacht hatte. Frerichs
war nun wegen fahrläſſiger Körperverletzung angeklagt, vom
hieſigen Schöffengericht jedoch freigeſprochen worden, wogegen
der Staatsanwalt Berufung eingelegt hatte. Die Verhandlung
hierüber kam zu einem anderen Ergebnis, als die der erſten
Jnſtanz, da der Angeklagte ſchuldig befunden wurde. Er war
an jenem Tage mittags nach 1 Uhr auf ſeinem Fahrrade von
Diemitz her losgeradelt, um nach Leuterts Fabrik in Giebichen
ſtein, ſeiner Arbeitsſtelle, zu gelangen. An der Turnhalle an
gekommen, hatte er vorſchriftsmäßig die rechte Seite der Straßebefahren, aber nicht die gehörige Aufmerkſamkeit auf ſpielenbe

Kinder gerichtet oder er war zu ſchnell gefahren, wodurch es
geſchah, daß er den von der Bordſchwelle rechts aufgeſtandenen
ſiebenjährigen Sohn des Briefträgers Hoppe mit dem Rade
umrannkte und dabei mit dem Rade ſtürzte. Das Kind hatte
außer leichten Verletzungen eine Gehirnerſchütterung erlitten
und deshalb lange in ärztlicher Behandlung zubringen müſſen.
Glücklicherweiſe iſt die Gefahr für den Verletzten beſeitigt und
ſpäterer geſundheitlicher Nachteil für ihn nicht zu befürchten.
Des Angeklagten Fahrläſſigkeit lag lediglich daran, daß er es
an der erforderlichen Aufmerkſamkeit hatte fehlen lafſen, als
er noch 7——8 Meter von den Kindern entfernt war, und zur
Vermeidung eines Unglücks ſein Rad hätte anhalten müſſen,
um es an der gefährdeten, durch Wagenverkehr etwas beengt
geweſenen Stelle vorbeizuführen. Dem Antrage des Staats
anwalts gemäß erfolgte Verurteilung des Angeklagten zu 30 M.
Geldſtrafe oder 6 Tagen Gefängnis.

Um fahrläſſige Körperverletzung handelte es ſich auch in
der Sache des Gutsbeſitzers Eduard Tauchmann aus Grötz
bei Zörbig, der durch Vernachläſſigung ſeiner Berufspflicht einen
dem 60 Jahre alten Arbeiter Friedrich Krabs zugeſtoßenen Un
fall verſchuldet hatte. Krabs iſt bei dem Angeklagten in Arbeit
und hatte am 7. Januar d. J. mit mehreren andern Guts-
arbeitern bei Tauchmann eine in Betrieb geſetzte Göpeldreſch
maſchine zu bedienen. An dieſer Maſchine war die außen be
findliche, durch den Riemen des großen Schwungrades in
Bewegung gebrachte kleine Riemenſcheibe nicht durch eine
Schutzvorrichtung verdeckt, wodurch es geſchah, daß Krabs, der
eine von oben zwiſchen die Riemenſcheibe gefallene Hafergarbe
beſeitigen wollte, mit der linken Hand zwiſchen Riemen und
Scheibe geriet und ihm der Zeigefinger der linken Hand ſo ge
quetſcht wurde, daß das vordere Glied verloren ging. Der
Verletzte iſt drei Wochen arbeitsunfähig geweſen und kann noch
jetzt mit der verſtümmelten Hand nicht ordentlich zugreifen.
Der Angeklagte verſuchte ſich mit dem Einwand zu entſchul-
digen, ex habe die Regierungs-Polizei-Verordnung, die wegen
der an Dreſchmaſchinen erforderlichen Anbringung von Schutz
vorrichtungen im Dezember 1896 erlaſſen iſt, damals nicht ge
kannt und Krabs habe ſelbſt durch ſeine Unvorſichtigkeit der
Unfall verſchuldet. Hiergegen wurde dem Angeklagten bedeutet
Unkenntnis der Geſetze mache nicht ſtraflos und die Unvor
ſichtigkeit einer andern Perſon hebe die Verantwortlichkeit des
zur Sicherheit eines Betriebes Verpflichteten nicht auf. Nach
einer Reichsgerichts- Entſcheidung habe der Arbeit
geber dafür zu ſorgen, daß kein Arbeiter trotz deſſen
Unvorſichtigkeit ſich an Dreſchmaſchinen verletzen
könne. Hätte im vorliegenden Falle die erforderliche Schutz
vorrichtung, zu deren Anbringung der Angeklagte verpflichtet
war, nicht gefehlt, ſo würde der Arbeiter ſich die Verletzung
nicht haben zufügen können, denn die erwähnte Garbe wäre
dann nicht zwiſchen die Riemenſcheibe geraten. Nach dem Un
falle hat Tauchmann die vorgeſchriebene Schutzvorrichtung an
bringen laſſen. Er kam mit 30 Mk. Geldſtrafe oder 5 Tagen
Gefängnis weg.

Gefährlicher Meſſergebrauch hatte den aus Schleſien ge
bürtigen 19 Jahre alten Dienſtknecht Franz Martcezock unter
Anklage wegen qualifizierter Körperverletzung gebracht. D

oni Da er ammalu l
ſtät

DerAngeklagte iſt jetzt Zögling in der Beſſerungsanſtalt bei Oliva
bei Danzig und war von dort hertransportiert. Jn jener An
ſtalt befindet er ſich ſeit dem 16. Jan. d. J., nachdem er in
Torgau vor dem Schwurgericht von der Anklage wegen Bei
hilfe zum Morde freigeſprochen worden war. (Dieſe Sache hing
zuſammen mit derjenigen des Gutsbeſitzerſohnes Gumrich aus
Nichtewitz bei Torgau, der vom dortigen Schwurgericht wegen
Mordes, verübt an einer polniſchen Arbeiterin, zum Tode ver
urteilt worden iſt) Martcezock diente im Dezember v. J. in
Rabutz bei Gröbers und hatte da eines Abends mit dem
17 Jahre alten Arbeiter Kranz Franz Winter beim Eſſen einen
Wortwechſel, wobei ihm Winter einige Ohrfeigen gab und
Martezock, der als jähzornig bekannt war, ſogleich mit einem
Meſſer auf Winter losſtach, der einen Stich in den Kopf und
zwei Stiche ins Geſicht erhielt. Wie Zeuge Winter angab,
hatte ihn Martezock um Unterlaſſen der Anzeige gebeten und
ihm dafür Geld verſprochen mit dem Bemerken, er, Martoezock,
habe vom Gutsbeſitzersſohn Gumrich ſeiner Zeit 80 M. S
Beſeitigen der Leiche der ermordeten Arbeiterin erhalten. b

aiſon, wobei wir nicht unterlaſſen können, zu bemerken, daß I dieſer Angabe etwas Wahres zu Grunde lag oder nicht, ver
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a

mochte der Zeuge Winter nicht Zu beurteilen: im übrigen ge
hörte fraglicher Puntt nicht zur Sache und konnte deshalb nicht
erörtert werden.
tängnis verurteilt.

Der Angeklagte wurde zu 6 Monaten Ge-

Aus dem VReiche.
Berlin. Die Spielergeſchichte des Klubs der

Harmlofen zieht immer noch weitere Kreiſe. Jn denletzten Tagen ſind, nach dem Berliner Tageblatt, wi eder viele
zum Teil aktive Offiziere und Gutsbeſitzer aus der näheren
und weiteren Umgebnng Berlins vernommen worden. Auf
neue Spuren ſcheinen namentlich die Geſtändniſſe eines ehemaligen Gärtners Herzfel d und eines früheren Kammer-
dieners Roſenſtiel geführt zu haben, die in dem Klub
ebenfalls eine Rolle geſpielt haben. Roſenſtiel iſt am Freitag
in Unterſuchungshaft genommen worden. Die beiden hatten
einmal Gelegenheit, für einen jungen Ariſtokraten aus hoch-
geſtellten Kreiſen ein Darlehen von 100 000 Mark zu
vermittelr auf einen Wechſel über 200000 Mark gegeben
wurde. andere Beziehungen halfen ihnen außerihrem ſich uftreten, ingang in den Klub zu finden.
Hier ſpie Geldmänner oder auch die Vermittler vonGeld geber n. Geriet ein Spieler in Verlegenheit, ſo halfen ſie
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aus. Wenn dann der Schuldner Glück hatte und mit einem

ilhblob Darlſolentſprechenden Gewinn abſchloß, ſo wurde dar as Darlehen
mit nicht zu mäßigen Zinſen abgezogen: im andern Falle
machte man Wechſel. Ein ehemaliger Juriſt und Gutsbeſitzer
aus Pommern hat im Klub der Harmloſen den größten Teil
ſeines Gutes gelaſſen. en Reſt vertauſe hte er gegen einHaus in Berlin M. und eine Hypoth Dieſe fiel jedoch aus,
und das Haus kam unter den Hamt ler und wieder in ander
Hände. Auch an holder Weiblichkeit fehlt es in dem Spieler
proz eß nicht. Verſchiedene Herren nam ntn ich auch ältere, be
gnügten ſich mit dem einſeitigen Amüſement im Klub nicht,ſondern ſpielt en lieber in kleineren Kreiſen in Damengeſell

9 Fſchaft. Unterkunft bot ihnen dazu eine Dame, deren adligerName in der Mark nicht ganz unbekannt iſt und auch bei
ſonderbaren Bettelgeſchichten ſchon vor Jahren häufiger ge
nannt wurdeMitnveida. Die Studierenden des hieſigen Tech-
nikums ſtreiken! Sie haben be ſchloſſen, die Vorleſringen
bis auf wer ers nicht mehr zu beſſ ſuche en Die Gründ hierfür
ſind, wie ein Berliner Blatt meldet, folgende 1. Die von derDirektion nicht bewilligte Avfes eng eines Lehrers, der ſich
ſeitens der Technikerſchaft der größten Unbeliebtheit erfreut.Dieſelbe iſt hervorgerufen durch die ar igebli ch große Ungerechtig-
keit und Parteilichkeit dieſes Herrn ſeinen Zuh öre v gegenüber.
2. Die allgemein als ungerecht anerkannte Ausweiſung einesS r r h v ar T ſtät und r 7Studi erende en von obigem Jnſtitut. Die Ausſtändigen ſind
utſchloſſe Die WMorträge nicht eher zu beiuchen als bis fur ne

ent i e i i i i i J o r v e iRot m on d w. tein gün ger Beſcheid fette es Drekttorinms erf olgt iſt.Dresden. Jn Wedingen wurde ein Landgendarm von zwei

Geiſteskranken überfallen und erme
Dirſchan. Mord. Dem Anſchein nach iſt am Mittwoch

das 12 jährige Schulmädchen Greil auf der Feldmark Alt
Münſterberg im Kreiſe Marienburg ermordet worden. Das
Kind war von ſeinen Eltern nach Marienburg geſchickt worden,
um einige Einkäut zu beſorgen Da es über die nötige Zeitausblieb, ſuchten die Eltern das Mädchen und fanden es nach
e verg eblicher 1 Si ichen in n Marienburg ſchl ießlich als Leiche

in einem neben der Chauſſee gelegenen Roggenfelde. Da mannur eine kleine Wunde hinter dem Ohre finden konnte nimmt

man an, daß der Tod durch Erſticken erfolgt iſt. Die Waren
lagen unberührt neben der Leiche.

Grünberg. Niedergebrannt iſt das Dorf Schlabren-
dorf in Schleſien mit einigen zwanzig Gebäuden. Vier Perſonen
erlitten bei Rettungsverſuchen ſchwere Brandwunden.

Osnabrück. Das hieſige Schwurgericht Ferurteilte den
Bäcker Möllenkamp wegen Ermordung einer Dienſtmagd zum
2 Tode.

Würzburg. Jm benachbarten Eſtenfeld wurde der Bäckers-
ſohn Winzenhörlein, der mit ſeinem Geſellen auf freiem Felde
Klee aufladen wollte, vom Blitze erſchlagen der Geſelle wurde
leicht betäubt.

Bamberg. Bei einer Brückenbau- Uebung des hieſigen
Ulanen- Regiments ertrank ein Ulan. Ein anderer Ulan wurde
bei dieſer Uebung durch ein herabfallendes Beil am Kopfe
ſchwer verletzt.

Karlsruhe Bei Bühl Tſchlu g der 28 jährige Dienſtknecht
Stiefel die Tochter ſeines Dienſtherrn Schmidt, von dem ervor etwa drei Wochen entlaſſen worden war. Er arbeitete in
den Reben, die überfallene Marie Schmidt in der Nähe. Da
bei übe rfiel Stiefel die Marie und bearbeitete ſie derart mit
der Hacke, daß ſie bewu ßtlos zu Boden ſank. Danach ging ernach Bühl und ſtellte ſich der Polizei. Von dort wurde nach
dem Thatorte geſandt und das Mädchen bewußtles in den
Reben liegend aufgefunden. Es iſt nach dem badiſchen Nach
richtenbureau wenig Hoffnung auf Rettung des Mädchens vor
handen.

Briefkaſten der Redaktion.
O. B., Halle. Wir berichtigen an dieſer Stelle, daß es

ſich um eine Kreisturnfahrt nach der Rudelsburg, nicht um
einen Turntag gehandelt hat. Ob das zweierlei iſt, können wirals Nichtfachmaänner nicht beurteilen.

H. K., Merſeburg. Wir werden darauf aufmerkſam ge-
macht, daß beim Austritt aus der Landeskirche die mündliche
Erklärung nach Ablauf von 4 Wochen, aber vor Ablauf von
6 Wochen nach der ſchriftlichen Erklärung in Gegenwart eines
Zeugen an Gerichtsſtelle abzugeben iſt. Sind Feit der ſchrift-
lichen Erklärung 42 Tage verfloſſen, ſo iſt die Sache verfallen,und die ſchriftliche Erklärung muß wiederholt werden, ebenſo
wird die mündliche Erklärung nicht angenommen, wenn ſeit
der ſchriftlichen weniger als 28 Tage verfloſſen ſind.

J. B., Halle. Der Wirt iſt nicht verpflichtet, einen der
Mieter zu nehmen. Nur wenn Sie durch irgend welche Um-
ſtände (Vermögensverluſte, Tod von Familienmitgliedern uſw.)
gezwungen wären, das Lokal aufzugeben, dann müßte er eineniehmen, wenn er nichts Stichhaltiges gegen denſelben einzu
wenden hat.

Zehl. Wenn die Notiz gebracht werden ſoll, müſſen Sie
und die Frau einmal in der Redaktion vorſprechen.

Onittung.
Für die Ausgeſperrten in Dänemark

Bei Lauſchke geſammelt 3 M. Schade.Für Parteizwecke:

Teuchern. Vom Verein Klebegold --.85 M.

Litteratur.
Jn die Freiheit des Zuchthauskurſes iſt, wie wir ſchon

gemeldet haben, Genoſſe Ed. Fuchs nach zehnmonatlichem
Aufenthalte im Staatshotel zu Nürnberg wieder zurückgekehrt.
Jn der uns vorliegenden, wieder wohlgelungenen Nummer
des Süd deutſchen Poſtillon begrüßt M. Engertden heimkehrenden Redakteur mit einem humorvollen, von
außergewöhnlichem künſtleriſchen techniſchen Können
zeugendem Vollbilde. Auf dem Maßkrüſg des Poſtillon reitend,den kleinen rotmützigen Schelm im Nacken, entflieht Fuchs
dem Nürnberger Zellengefängnis, und der beflügelte Maßkrugträgt den Redakteur des beliebten Wisblattes blitzgeſchwind
der baieriſchen Bier und Reſidenzſtadt zu. Aus dem Munde
des Gefängniswärters ſchallt dem Enteilenden der ominöſe
Gruß nach: „Es giebt ein Wiederſehen!“ Na, hoffen wir, daß
dieſes Wiederſehen nicht zu bald ſtattfindet, und Gen. Fuchs
mit ſeinen trefflichen Mitarbeitern über dem Zuchthauskurſe
wieder eine lange Weile die Peitſche der Satire knallen laſſen
kann, ehe die Nürnberger ihn wieder kriegen.

Standesamtliche Nachrichten.
c JHalle, den 20. Juni.

Aufgeboten: Der Kaufmann Piep und Bertha Stollberg (Leivzi und Karlſtraße 21Der Schriftfetze r Daeumig und Martha Doh nſchwitz (Friedri chſtre e 56 und Beeſe uer,

ſtr aße 27). Der Schuhmacher Gaeſert und Luiſe Weber (Gr oße Br auhaus ſtraße 23 und
Hermannſtraße 37). Der Maurer Miſchur und Bertha Röde r (Schützenſtraße 14 und
Raffinerieſtraße 15). Der Baukbuchhalter Apel und r n rankenhäuſer (Halle undErfurt) Der Kaufmann Jahn und Jda Halle d Quer rfurt). Der Kaufmann

ube und Ella Mus haake (Halle und Hir uburgEdeſchließnngen Der Eifenbahn- Praktikant Hüllemann und Klara Cario (Süd-
ſtraße 3 und Magdeburgerſtraße 6). Der Geſe hirrfuhrer Beyer und Marie Mahner
(Lilienſtraße 6). er Maler Hindermann und Eliſabeth Planert (Breiteſtraße 13 und

Schützenſtraße 1 8 ndSebeoren: Den Baumeiſter Lehmann ein S. (Großer Berlin 1). Dem Buchdrucker

Döring eine T. (An der Schwemme 5). Dem zimmermann Kochendörfer eine T.
T.

J

(Bäckerſtraße 6). Dem Baugewerksmeiſter Walther ein S. (Hedwigſtraße 3). Der
Arbe eiter Lichtenberg ein S. (Entbindungs- Jnſtitut). Dem igarrenhe indler Spatziereine T. (Ludwigſtrase 18). Dem Buchhalter Noltze ein S We ühſcherſtrage 7 7: 5 J. T m

Geſchirrführer Wiegandt ein S. Albrechtſtraße 24 Dem K idit r Schumann ein S(Ludwig Wuchererſtraße 34). Dem tgl. Eiſenbahn-Sekretär Ciersdorff ein S (Forſter:

ſtraße 2). Dem Handels mann Bohn eine T (Streiberſtraße 21)
ſ DerGeſtorben: Der Kaufmann Weiſe, 57 J. (Schwetſchteſtrase 4). Des Handart 11 verGleinig T., 9 Mon. (Unte rberg 4). Die Witwe Weinhage geb. Grieſe, 71 J. (Do

ſtraße 1). Der Knecht Röder, 33 J. (Diakoniſſenhaus). Der Agent Hottner, 45
(Große Wall rase 1). Des Arbeiter Haring S., 4 J. Glinit) Der Lehrer a. T

D S JMund, 77 J. (Marienſtr. 5) Des Kernmacher Starke S., 1 J. (Steinwe eg 38). DesHilfsrangiermeiſer Altrock S., 6 Mon. (Kruken bergſtr. 14).

runde der Redaktion mittags von 412 bisFuyr.
Verantwortlicher Redakteur: A. Weißmann in Halle.

Zu Kinderfesten
empfehle ich mein grosses Lager in Spielen für
Kinder jeden Alters. Scheiben. Sterne. Adler
Ballfänger etc. Ferner als Prämien oder Gewinne
Fausende nützlicher und prakt. Gegenstände in
jeder gewünschten Preislage. Bei grösseren Ein-
käufen Engros- Preise.
C. F. Riiter, Halle S., Leipzigerstr. 90.

Horialdemohratischer Verein

fiir Halle und den Saalkreis.
Donnerstag den 22. Juni abends S Uhr im Gaſthof zu den drei

Königen, Kleine Ulrichſtraße 36,

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:

Die Zuchthausvorlage und der Deutſche Reichstag.
Referent: Redakteur Genoſſe Sw ienty.

eSTörbig.
Proteſt gegen die Zuchthausvorlage!

Am Sonntag den 25. Juni nachmittags 3 Uhr findet im Hofe Achtung! Hroyßig u. Umg.
JVerſammlung

die Zuchthausvorlage und die deutsche Arbeiterschaft.
Referent: Zigarrenfabrikant Gustav Raute aus Eilenburg.

Verſammlung
Sache nicht gleichgiltig

gegenüberſteht. Legt durch zahlreiches Erſcheinen Zeugnis davon ab, daßJhr im Ernſte gewillt ſeid, Er re Lebensſtellung nicht noch weiter herab-
drücken zu laſſen. Erſcheint alſo Mann für Mann in der r

Der Einberufer.

des Genyjffen Ruelins einegroße öſentliche Volks

ſtatt mit der Tagesordnung:

Arbeiter von Zörbi ig und Umgegend, kommt alle in die L
und beweiſt, daß Jhr einer ſo u ngeheuer wichtigen

Fr eitag

Jägerplatz Nr. I.
Freitag

Schlachte- Feſt.
J. Bnnse.

Advokatenſtraße 9a.
Fr eitag

Schlachte- Feſt.
F. Vetter.,

Martinſtraße 8
Morgen Freitag fr. Wurſt u. Fratvurſt

F. Bermich, Zeitz, Mittelſtr.

u zentral- Kranhgen- ung Fterbehasse

der Jischler (Aalle).
Sonnabend den 24. Juni abends u Uhr in der „Moritburg,

Harz 51,

Mitgliederverſammlung
Tagesordnung: 1. Stichwahl. 2. Wahl des Geſamtvorſtandes.3. Verſchiedenes. Die Ortsverwaltung.

Morgen Freitag
Schlachte Je

Richard Sschmidt,
Weißenfels a. S.

Von Montag den 26. Juni er. zahle

Achtung, Schmmieocke.
Allen Kollegen zur gefälligen Nachricht, daß wir unſere Her-

berge vuvn Faulmanns Reſtaurant, Gartenſtraße 7, nach demEngliſchen Hof, Gr. Berlin 14 (Pirſchky)
verlegt haben.

Die erſte Verſammlung findet Sonnabend den 24. Juni abends
ich zum Jahresſchluß auf die bei mir s Uhr daſelbſt ſtatt. Die Ortsverwaltung.
entnommenen Kolonial nnd Schnitt
waren 5 Prozent Rabatt.

Droyßig den 22. Juni 1899.
Franz Bruder.

r Möbel.u Bogugoguelle
A. Iille, Tiſchlermriſter,

Halle a. S., Mittelſtr. 1
Nähe Gr. Steinſtr.

Teuchern und Umgegend
Sonntag den 25. Juni abends 8 Uhr

gr. öffentliche Protest-Versammlung
im Gaſthof zum grünen Baum.

Tagesordnung Die Zuchthausvorlage.
D. Entree 10 Pf.Tüchtiger Referent, wahrſcheinlich ein Reichstagsabgeordneter, zur Stelle.

Der Einberufer.Einem zahlreichen Beſuch ſieht entgegen

S Geſangverein Frriheit.
Sonnabend den 24. Juni

Konzert unmck Ball
im Burgtheater zu Giebichenſtein.

Garantie. Transport frei Haus.

1 Vertikow Nußbaum 48. m e1 Kleiderſchrank Muſchel 48. Anfang 8 Uhr. Gäſte willkommen.
1 Pfeilerſpiegel 12. Programms ſind bei Schiemann, Breiteſtraße, und bei den Mit1 Stegtiſch, poliert 12. gliedern zu haben. Das Komitee.

1 Ausz rhait pit a 22. 001 Stuhl, dauerhaft und poliert 4. 15451 Stuhl mit Rohrlehne 6.50 A 33 Th t Somrner-Variete.1 Bettſtelle mit Mateage 30. po O R O. Direktion Fr. Wiehle.
1 Küchenſchrank 24. Täglich abends S Uhr im prachtvollen GartenJ Küchentiſch mit Kaſten 8. D Grosses Konzert und Künstler Vorstellung.
S Sofa m r Donnerstag und Freitag:Divan, eilig, mit Plüſch 72.1 Divan mit Plüſch u. Taſchen 82.— Gastspiel von Mademoiselle Chiffinette.

Charakter -Soubrette aus Paris.

Tanz Unterricht.
Achtung!Bau und E rdarbeiter von Halle und Umgegend. Wiehe Gelee am We

Freitag den 23. Juni abends S Uhr in Faulmanns Lokal,
Gartenſtraße 7,

öffentliche Verſammlung.
agesordnung: 1. Stellungnahme zu den auf den KaſernenNeu-bauten gezahlten Löhnen. 2. Verſchie denes.

Pflicht aller Kollegen iſt es, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.
Der Vertrauensmann.

abends S Uhr einen Schnellkurſus

Eröffne Sir den 28. Juni kamillen kauft jede Quantität zu verkaufen
Felix Sioli,Brunnenſtr. 2, neb. d. Amtshaus.

Mehrere Kleiderſekretäre billig
Leſſingſtraße 36.

Landwehrſtrafßze 21 iſt eine ſchöneGiebichenſtein,

Anmeldungen erbitte in meiner
Wohnung Dreyhauptſtraße Nr. 2,
am Markt. Ad. Fröbe.NB. Einzelunterricht zu jeder Zeit.

Selbſtgearb. Polſtermöbel

Empfehle Zteilige S

Referent: Genoſſe Weiſe aus Weißenfels
Gäſte haben Zutritt.

Arbeiter Vildungsverein Droyßig u. Umg.
Sonntag den 25. Juni nachm. 3 Uhr im Saale des Herrn Penndorf 1

ZuitgliederVerſammlung.
Der Vorſtand.

Matratzen mit Beſtellen 25 M. an.
m. ströter, Thorſtr. 12, I.

Großes wohlſchmeckendes Brot

und 2. Sorte liefert die ehemal.
Wernerſche Brot-Fabrik von

H. Schüler.
Giebichenſtein, Burgſtraße 65.

Arbeiterinnen
auf

an Kindermäntel u. Jacketts
Matratzen 17 M., erhalten dauernde und lohnende Be-

Krauen und
welche das Arbeiten von Mänteln er
lernen wollen, können ſich melden bei

Gebr. Sernau,
e Ulrichstrasse 55.

freundliche Wohnung ſofort zu verm.
Preis 430 M.
Anſt. Schlafſtelle Kirchnerſtr. 10, p. r.

Hohe Belohnung.
Gold. Damenuhr m. Doppelk.

u. Medaillon mit weiß. Gürtel
von Breiteſtr. bis Markt verl.

Geübte

chäftigung. Abzugeben Markt 21, 1 Tr.

C J J TMüädchen, n
Allen denen, welche deu Sarg unſres

Entſchlafenen mit Blumen und Kränzen
ſchmückten, ſagen wir unſern herz-
lichſten Dank.

Die trauernden Hinterbliebenen der

Bettſtellen mit Matratzen billig
PlättbretterGr. Märkerſtr. 23 24. Schiebekiſt. Gr. Märkerſtr. 23/24. e

Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß.

Leſſingſtraße 36.

Familie Jaecob nebſt Angehörigen.
döblierte Wohnung, ſep. Weißenfels den 22. Juni 1899.

Jakobſtr aße 16 II
Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts Buchdruckerei (E. G. m. b. H. Halle a. S.
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